
Erwerber vertraut vielmehr auf die Verfügungsbefug­
nis des Veräußerers.
Austauschbeziehungen zwischen Bürgern 
und gutgläubiger Eigentumsrechtserwerb
In gewissem Umfange werden Waren auch noch zwi­
schen Bürgern ausgetauscht. Auch diese Beziehungen 
sind jedoch von untergeordneter Bedeutung. Die stän­
dig wachsende Produktion von Konsumgütern, die Er­
höhung des Reallohns der Werktätigen und die viel­
fältigen staatlichen Maßnahmen, die den Erwerb hoch­
wertiger Konsumgüter durch unsere Bürger, z. B. durch 
Abschluß von Teilzahlungskreditverträgen, ermögli­
chen, lassen diese Beziehungen immer mehr zurück­
gehen.
Untersuchungen bei Bezirks- und Kreisgerichten in den 
Bezirken Leipzig, Karl-Marx-Stadt und Dresden erga­
ben, daß von 1962 bis zum Sommer 1965 lediglich zwei 
Verfahren anhängig waren, in denen Fragen des gut­
gläubigen Erwerbs eine Rolle spielten. Das Ministe­
rium für Handel und Versorgung überprüfte außerdem 
in sechs Bezirken und in Berlin, wie oft in den Jahren
1963 und 1964 Gegenstände, die vom HO-Ausleihdienst 
entliehen waren, unterschlagen und veräußert worden 
sind. Dabei wurde festgestellt, daß das in den Bezirken 
lediglich bei acht Kofferradios, zwei Kameras, zwei 
Schreibmaschinen, einem Rundfunkgerät und einigen 
Campingartikeln zutraf. Alle Gegenstände wurden 
durch die Volkspolizei beschlagnahmt und an die HO- 
Betriebe zurückgegeben.
Dagegen wurden in den letzten zwei Jahren aus drei 
HO-Kreisbetrieben Berlins (Pankow, Mitte und Fried­
richshain) 52 entliehene Geräte (Radiogeräte, Fernglä­
ser, Campingartikel u. dergl.) an Dritte veräußert bzw. 
der Berliner Pfandleihanstalt verpfändet. In mehreren 
Fällen blieben Ermittlungen über ihren Verbleib er­
gebnislos, weil die Käufer nicht mehr festgestellt wer­
den konnten. Von den HO-Kreisbetrieben wurden ge­
gen die „Entleiher“ Schadenersatzansprüche geltend 
gemacht.
Nachforschungen darüber, ob im Wege des Teilzah­
lungskreditvertrages erworbene Sachen von Bürgern 
unberechtigt veräußert wurden, ergaben bei den Ber­
liner Sparkassen, daß im Jahre 1964 insgesamt 81 000 
Kredite ausgereicht wurden. Nur 1,9 Prozent der Ver­
tragspartner (in anderen Städten der Republik liegt der 
Prozentsatz nach Auskunft der Sparkassen noch niedri­
ger) kamen ihren Zahlungsverpflichtungen nicht nach. 
In 40 Fällen wurde die Herausgabe der Sachen ver­
langt; die Gegenstände wurden verwertet. In allen 
anderen Fällen wurden die fälligen Raten nachgezahlt, 
oder es wurde die Zahlung neu vereinbart. Ohne jeg­
liche Bedeutung ist die Veräußerung von durch Teil­
zahlungskredite erworbenen Gebrauchsgegenständen 
an Dritte. So ergab auch eine Analyse aller im Jahre
1964 in vier Stadtbezirken Berlins wegen Unterschla­
gung eingeleiteten Ermittlungsverfahren, daß nur in 
acht Fällen Kreditnehmer noch sicherungsübereignete 
Gegenstände veräußert hatten. Nur einmal wurde eine 
Sache an eine Privatperson veräußert; die übrigen Ge­
genstände wurden der Pfandleihanstalt verpfändet. In 
allen Fällen trieb die Sparkasse die Restforderung vom 
Täter ein.
Die Untersuchungen haben auch ergeben, daß es die 
Werktätigen als selbstverständlich erachten, daß der 
Eigentümer sein Eigentum nicht durch die Verfügung 
eines Nichtberechtigten verlieren darf. Da sich das 
Rechtsbewußtsein unserer Bürger weiter entwickelt hat, 
trifft die Feststellung Dornbergers, „daß kein Arbeiter 
verstehen wird, daß jemand, der eine Sache unter­
schlagen hat, dem Erwerber faktisch wirksam das 
Eigentumsrecht an dieser Sache verschaffen kann“9*

3 Vgl. Dornberger, a. a. O., S. 236.

heute mehr denn je zu. Bestätigt wurden auch die Er-1 
gebnisse der von Nathan3 10 11 im Jahre 1957 durchgeführ­
ten Befragungen von Nichtjuristen, die fast alle einen 
rechtswirksamen Erwerb an einer unterschlagenen Sa­
che für ausgeschlossen hielten. Noch unverständlicher 
ist ihnen, daß bei Unterschlagung und Diebstahl zwar 
gleichermaßen eine strafrechtliche Verantwortlichkeit 
besteht, in zivilrechtlicher Hinsicht jedoch dahin Un­
terschiede gemacht werden, daß nur bei gestohlenen; 
nicht aber auch bei unterschlagenen Sachen ein rechts­
wirksamer Erwerb ausgeschlossen ist. Kein Nichtjurist 
kann verstehen, warum die strafbare Handlung der Un­
terschlagung im Ergebnis zivilrechtlich dadurch sank­
tioniert wird, daß derjenige, welcher eine unterschla­
gene Sache erwirbt, rechtlich bessergestellt wird als 
derjenige, der eine gestohlene Sache erwirbt.
Zusammenfassung
Sowohl in den Warenaustauschbeziehungen der staat­
lichen Betriebe und der sozialistischen Genossenschaf­
ten als auch in den Ware-Geld-Beziehungen zwischen 
den Bürgern besteht kein Erfordernis, die bisherige Re­
gelung des gutgläubigen Eigentumsrechtserwerbs bei­
zubehalten oder eine ihr ähnliche zu schaffen. In die­
sen Sphären tritt ein Erwerb des Eigentumsrechts nur 
dann ein, wenn der Veräußerer selbst Eigentümer oder 
zur Veräußerung berechtigt ist11. Diese Bestimmung 
schützt den Eigentümer vor mißbräuchlichen Verfügun­
gen durch Nichtberechtigte und sichert ihm in jedem 
Fall einen Herausgabeanspruch gegen den Erwerber. 
Damit wird der den sozialistischen Verhaltensnormen 
unserer Bürger und ihrem Rechtsbewußtsein entspre­
chende Rechtsgrundsatz aufgestellt, daß der Eigentü­
mer gegen seinen Willen sein Eigentumsrecht nicht 
durch die Anmaßung der Verfügungsbefugnis Nichtbe­
rechtigter verlieren darf. Dieser Grundsatz verpflichtet 
zur Achtung der dem Eigentümer zustehenden Rechte 
und fordert Sorgfalt und Verantwortungsbewußtsein 
der Betriebe und Bürger, wenn sie Verträge über den 
Kauf und Verkauf von Waren abschließen.
Die Rechtssituation ist jedoch anders zu beurteilen, 
wenn der Bürger im staatlichen, genossenschaftlichen 
oder privaten Handel (einschließlich Gebrauchtwaren­
handel) Waren kauft oder wenn er im Wege der Ver­
steigerung Sachen erwirbt. Hier muß der Käufer stets 
rechtswirksam das Eigentumsrecht erwerben. Das ent­
spricht dem Verlangen der Bürger nach unbedingter 
Wirksamkeit der im Handel abgeschlossenen Verträge. 
Daß hierbei im Ausnahmefall (im Gebrauchtwarenhan­
del bzw. bei einer Versteigerung) einmal Rechte des 
Eigentümers untergehen können, sollte angesichts der 
geringen Anzahl derartiger Fälle hingenommen werden. 
Einer besonderen Untersuchung bedarf noch die Frage, 
unter welchen Voraussetzungen ein gutgläubiger Er­
werb von Inhaberpapieren zulässig ist. Der Erwerb von 
Inhaberpapieren kommt noch relativ häufig vor. Nach 
den bisherigen Vorstellungen wird auch im künftigen 
Zivilgesetzbuch festgelegt werden, daß die Forderung 
aus einer Schuldverschreibung auf den Inhaber mit 
der Übertragung des Eigentumsrechts an der Urkunde 
auf den neuen Inhaber übergeht. Der Aussteller wird 
berechtigt sein, an jeden Inhaber der Urkunde schuld­
befreiend Zahlung zu leisten, ohne dessen Berechtigung 
nachprüfen zu müssen. Das Eigentumsrecht an der Ur­
kunde soll der Aussteller mit der Zahlung erwerben. 
Eine solche Behandlung der Schuldverschreibung auf 
den Inhaber müßte dann konsequenterweise auch dazu 
führen, daß ein gutgläubiger Eigentumsrechtserwerb 
bei Inhaberpapieren zulässig ist.

10 Vgl. Nathan, a. a. O., S. 753 (Fußnote 18).
11 Es bedarf einer gesonderten Untersuchung, Inwieweit diese 
Regelung für Außenhandelsbeziehungen brauchbar ist. Wenn 
nicht, dann wäre zu prüfen, ob eine hiervon abweichende 
Regelung ins ZGB oder in das zu schaffende Außenhandels­
gesetz aufzunehmen ist.
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